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Sind die Straftaten durch das Vorhandensein derartiger 
objektiver und subjektiver Umstände Ausdruck einer zu­
sammenhängenden einheitlichen Erscheinung des Lebens 
eines Täters, dann sind sie, wenn sie in ihrer Gesamtheit 
die entsprechende Schwere erlangen, auch als Verbrechen 
zu beurteilen. Eine solche Charakterisierung mehrerer 
einzelner Handlungen ist jedoch nur dann von Bedeutung 
und notwendig, wenn es auf Grund der durch die Vielzahl 
der Straftaten erreichten Schwere des Gesamtgeschehens 
erforderlich ist, eine Freiheitsstrafe über zwei Jahre aus­
zusprechen, die in dem verletzten Gesetz angedrohte Strafe 
sowohl den Vergehens- als auch den Verbrechensbereich 
umfaßt und die mehrfache Tatbegehung — im Sinne eines 
Verbrechens — als schwerer Fall nicht gesondert geregelt 
ist. Die Anwendung von § 64 Abs. 3 StGB bei in Tatmehr­
heit begangenen Straftaten wird dadurch nicht ausge­
schlossen.

Das Kreisgericht hat diese für die Strafzumessung 
bedeutsamen Umstände insoweit berücksichtigt, als es die 
Straftaten als schwerwiegende Mißachtung der gesell­
schaftlichen Disziplin bewertete, die den Ausspruch einer 
über zwei Jahre liegenden Freiheitsstrafe erforderten. Die 
Dauer der erkannten Strafe steht dennoch in einem offen­
kundigen Mißverhältnis zur Tatschwere, die vor allem 
durch die Vielzahl von Straftaten charakterisiert wird, die 
infolge der Gleichartigkeit in der Begehungsweise, der 
Zielrichtung und des Motivs in inhaltlichem sowie zeit­
lichem Zusammenhang stehen.

Vielfach und über eine lange Zeit hat der Angeklagte 
das ihm Vertrauen entgegenbringende, familiäre Gebor­
genheit suchende, elterngelöste Kind in schamloser Weise 
sexuell mißbraucht. Das Ausmaß der Skrupellosigkeit 
seiner Handlungen zeigt sich darin, daß er, beginnend mit 
dem siebenten Lebensjahr des Kindes, dessen schwierige 
Lebenssituation ohne Rücksicht auf die Gefühle und Vor­
stellungen einer Siebenjährigen zur sexuellen Trieb­
befriedigung aus nutzte. Dabei setzte er sich bedenkenlos 
über die altersbedingte arglose Zuwendung und unbeküm­
merte Sorglosigkeit des Kindes hinweg und vermittelte 
ihm Verhaltensweisen, die es in seiner Entwicklung erheb­
lich gefährdeten. Die sexuellen Manipulationen an dem 
Kind wiederholten sich regelmäßig und wurden mit stei­
gender Intensität weitergeführt. Die Handlungen waren 
von einer durch die Wochenendbesuche des Kindes gepräg­
ten Regelmäßigkeit bestimmt, so daß hierin ein zeitlicher 
Zusammenhang deutlich sichtbar wird.

Die sexuellen Handlungen werden des weiteren sowohl 
in ihrer Begehungsweise, als auch in ihrer Motivation und 
Zielrichtung ebenfalls durch eine bestimmte Gleichartigkeit 
gekennzeichnet. Diese findet ihren Ausgangspunkt in dem 
rücksichtslosen Durchsetzen sexueller Triebbefriedigung 
mit dem Kind und setzt sich in der gleichartigen und 
gleichgerichteten Art und Weise der Tatbegehung über 
einen Zeitraum von sechs Jahren fort. Dabei stehen be­
stimmte Varianten in der Tatausführung — Onanieren beim 
Angeklagten bis zum Samenerguß, Betasten der Brüste 
bzw. des Geschlechtsteils des Kindes, Schenikelverkehr — 
der Einordnung als gleichartige Handlungen nicht entgegen. 
Sie zeugen vielmehr davon, daß sich der Angeklagte auch 
in der Intensität des sexuellen Mißbrauchs mit zunehmen­
der Entwicklung des Kindes steigerte. Über einen langen 
Zeitraum benutzte er das Mädchen zur Befriedigung seiner 
sexuellen Bedürfnisse und gefährdete es mit großer Ver­
antwortungslosigkeit in seiner Persönlichkeitsentwicklung.

Die Gleichartigkeit der sexuellen Mißbrauchshandlun­
gen des Angeklagten, die inhaltliche Übereinstimmung der 
Motive und Zielrichtung sowie deren zeitlicher Zusammen­
hang verlangen, um zu einer richtigen Charakterisierung 
des Wasens derartiger Straftaten zu kommen, eine zusam­
menhängende Würdigung, und ihre Kennzeichnung als 
Verbrechen. Auf diese Weise wird die Tatsache, daß die 
Tatschwere im vorliegenden Fall wesentlich von der Viel­
zahl sich über Jahre erstreckender Handlungen bestimmt 
wird, die für sich allein Vergehenscharakter haben, aber

durch ihren Zusammenhang im dargelegten Sinne eine 
andere strafrechtlich relevante Qualität annehmen, bei der 
Strafzumessung in erforderlicher Weise beachtet. Damit 
kann der in § 148 Abs. 1 StGB vom Gesetz vorgegebene 
Strafrahmen gerechtfertigt und differenziert angewandt 
werden.

Das hat izur Folge, daß der Täter einer Vielzahl solcher 
vorstehend dargelegten Handlungen wegen Verbrechens 
nach § 148 Abs. 1 StGB mit einer Freiheitsstrafe von über 
zwei Jahren bestraft werden kann. Würde hingegen — wie 
vom Bezirksgericht geschehen — von einer losgelösten, 
beziehungslosen Bewertung der einzelnen Handlung aus­
gegangen, so hätte das zur Folge, daß nur die quanti­
tative Seite einer Mehrzahl von Handlungen berücksich­
tigt wird, nicht aber die aus der Vielzahl gleichartiger, 
zeitlich zusammenhängender Straftaten resultierende 
qualitative Veränderung des Wesens eines bestimmten 
strafbaren Handelns. Eine solche Würdigung trägt formale, 
nicht den wesentlichen Gehalt einer Straftat erfassende 
Züge und verbietet sich, weil sie zu einer der Tatschwere 
nicht entsprechenden Strafzumessung führt.

Die rechtliche Beurteilung eines derartigen Verhaltens 
als Verbrechen schließt jedoch für die einzelnen Handlun­
gen die Anwendung der Vorschriften über die Verjährung 
der Strafverfolgung nicht aus.

Im Ergebnis ist davon auszugehen, daß die als sexueller 
Mißbrauch von Kindern nach § 148 Abs. 1 StGB zu be­
urteilende Straftat des Angeklagten Verbrechenscharakter 
trägt und eine Strafe von etwa vier Jahren der Tatschwere 
und dem Persönlichkeitsbild des Angeklagten gerecht 
wird.

§§ 201,167 StGB; § 333 ZGB.
1. Wird ein Arbeitskraftfahrzeug (hier: Autodrehkran) 
von einem Unbefugten nur in Werkhallen oder Garagen 
benutzt, ohne daß es zu einer Orts Veränderung im Verkehr 
kommt, sind die Voraussetzungen des § 201 StGB nicht ge­
geben. Ist mit dieser Handlung an dieser Maschine ein be­
deutender wirtschaftlicher Schaden verursacht worden, 
dann ist das Vorliegen des Tatbestandes der Wirtschafts­
schädigung zu prüfen.
2. Zur Feststellung der Schuldart bei Herbeiführung eines 
erheblichen Schadens an einem Produktionsmittel durch 
unbefugten Umgang.
BG Erfurt, Urteil des Präsidiums vom 16. April 1979 — 
BSK 1/79.

Der Angeklagte ist Betonwerker und hat die Fahrerlaubnis 
der Klassen I und V sowie den Berechtigungsschein zum 
Führen eines „Multicar“.

Am 26. September 1978 stellte er auf seiner Arbeitsstelle 
im VEB B. Kombinat S. gegen 22.30 Uhr seinen „Multicar“ 
in die Großgarage. Dort stand bereits der dem Betrieb ge­
hörende Autodrehkran. Da er schon immer einmal dieses 
Fahrzeug benutzen wollte, öffnete er mit dem Schlüssel 
seines „Multicar“ die Tür des Fahrerhauses, stieg ein, 
schaltete den Hauptschalter ein und setzte den Motor in 
Gang. Er fuhr dann etwa 1 m vor und wieder zurück, 
schaltete danach den Generator ein und setzte das Hub­
werkseil in Betrieb. Er hob den Ausleger so stark, daß die 
Zugkraft des an der Stoßstange eingehängten Lasthakens 
zum Bruch des Fahrgestells führte. Damit verursachte der 
Angeklagte einen Sachschaden in Höhe von 34 000 M.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis­
gericht den Angeklagten wegen unbefugter Benutzung 
eines Fahrzeugs (Vergehen nach § 201 Abs. 1 StGB) unter 
Festsetzung einer Bewährungszeit von einem Jahr und 
sechs Monaten sowie Androhung einer Freiheitsstrafe von 
sieben Monaten auf Bewährung, bestätigte die Bürgschaft 
des Arbeitskollektivs und verpflichtete ihn zur Schadens­
wiedergutmachung in monatlichen Raten von 200 M. Es 
sprach außerdem eine Zusatzgeldstrafe von 200 M aus und 
verurteilte den Angeklagten dem Grunde nach zum Scha­
denersatz an den VEB B. Kombinat S.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Direktors des Bezirksgerichts, mit dem Verletzung des Ge-


